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Antrag 

der Abgeordneten Silke Seif, Dennis Thering, Dennis Gladiator, Stephan Gamm,  
Birgit Stöver (CDU) und Fraktion 

Betr.: Badespaß für Hamburgs Kinder im Sommer durch freien Eintritt in die 
Freibäder von Bäderland Hamburg ermöglichen 

Nach nunmehr über einem Jahr Pandemie, wenig Kontakt zu Gleichaltrigen, stark 
eingeschränkten bis gar keinen Sport- und Freizeitangeboten und mit sechs Wochen 
Sommerferien vor der Tür wissen viele Kinder und Familien häufig nicht, wie sie ihre 
Ferien verbringen sollen. 

Gerade für die Kleinsten war das letzte Jahr eine entbehrungsreiche Zeit. Hamburgs 
Kindern und Familien muss ein Stück Normalität zurückgegeben werden. Ihre  
Anstrengungen sollten entsprechend anerkannt werden.  

Hinzu kommt, dass gerade Bewegung für die körperliche, motorische, psychosoziale 
und geistige Entwicklung von Kindern äußerst wichtig ist. Studien der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) belegen, dass sich 80 Prozent der Kinder bereits vor der 
Corona-Pandemie nicht ausreichend bewegten. Die mangelnde Bewegung gekoppelt 
mit den eingeschränkten Sozialkontakten lassen viele Fachleute besorgt in die  
Zukunft blicken.  

Damit Hamburgs Kinder im Alter von null bis zwölf Jahren in den Ferien Abwechslung 
und Erholung haben, ausgiebig baden und toben und einfach mal Kind sein können, 
sollten sie für die Sommerferien freien Eintritt in die Freibäder der Bäderland Hamburg 
GmbH erhalten. Hierfür muss der rot-grüne Senat die nötigen Maßnahmen ergreifen. 

Die Bürgerschaft möge daher beschließen: 

Der Senat wird aufgefordert, 

1. Hamburgs Kindern im Alter von null bis zwölf Jahren freien Eintritt in die Freibä-
der der Bäderland Hamburg GmbH zu gewähren; 

2. den hierfür erforderlichen Finanzbedarf zu ermitteln und entsprechend bereitzu-
stellen; 

3. Kinder und Eltern über die Möglichkeit des freien Eintritts in die Freibäder der 
Bäderland Hamburg GmbH öffentlichkeitswirksam zu informieren; 

4. der Bürgerschaft bis zum 15. Juni 2021 zu berichten. 


